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Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Überführung der 
Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit be- 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Freiwald 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 43. 
Sitzung des Bundestages am 25. Mai 1966 an den 
Ausschuß für das Bundesvermögen federführend 
sowie an den Rechtsausschuß und an den Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen zur Mitbera- 
tung überwiesen. Der Rechtsausschuß hat die Vor- 
lage in seiner 13. Sitzung am 15. Juni 1966 behan- 
delt, der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen in seiner 20. Sitzung am 15. Juni 1966. Die 
mitberatenden Ausschüsse haben der Vorlage zu- 
gestimmt. 

Der Gesetzentwurf soll klarstellen, daß die Volks- 
wagenwerk AG berechtigt ist, Aktien im Nenn- 
beträge von 50 DM auszugeben, d. h. in Höhe des 
Mindestbetrages, den § 8 des neuen Aktiengesetzes 
von 1965 zuläßt. Nach dem Gesetz über die Über- 
führung der Anteilsrechte an der Volkswagenwerk 
GmbH in private Hand vom 21. Juli 1960 (VWG) 
lauten die Aktien der Gesellschaft auf 100 DM, 
entsprechend dem früheren Mindestbetrag nach dem 
Aktiengesetz von 1937. 

Der Ausschuß teilt die Auffassung der Bundes- 
regierung, daß mit dem Nominalbetrag von 100 DM 
in dem VWG die kleinste gesetzlich zulässige Stük- 
kelung bestimmt werden sollte, um einem möglichst 
großen Kreis von Personen mit geringem Einkom- 
men den Aktienerwerb zu ermöglichen. Wenn in- 
zwischen aus den gleichen Erwägungen der Min- 
destbetrag der Aktien allgemein herabgesetzt wor- 


den ist, so folgt aus dem Sinn und der Entstehungs- 
geschichte des VWG, daß die Neuregelung auch für 
Aktien der Volkswagenwerk AG gelten muß. Um 
aber jeden formalen Zweifel auszuschließen, er- 
scheint eine Änderung des VWG, wie sie der Ent- 
wurf vorsieht, zweckmäßig. Sie ist im gegenwärtigen 
Zeitpunkt von besonderer Bedeutung, weil die 
Hauptversammlung der Gesellschaft am 29. Juni 
1966 über eine Kapitalerhöhung im Verhältnis 4 : 1 
beschließen soll. Da viele Aktionäre nur 2 Aktien 
zu 100 DM besitzen, können sie an der Erhöhung 
durch Erwerb einer 50-DM-Aktie teilnehmen, ohne 
Bezugsrechte verkaufen oder zukaufen zu müssen. 

Nach dem Entwurf soll das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten. Es ist jedoch 
nicht anzunehmen, daß die Verkündung noch vor 
dem Tage der Hauptversammlung der Volkswagen- 
werk AG stattfinden kann. Im Hinblick auf den 
Zweck des Gesetzes, Zweifel an einem Beschluß der 
Hauptversammlung über die Ausgabe von 50-DM- 
Aktien auszuschließen, muß es daher mit rückwir- 
kender Kraft erlassen werden. 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen empfiehlt 
daher, der Regierungsvorlage mit der Maßgabe zu- 
zustimmen, daß der Wortlaut von § 3 folgende Fas- 
sung erhält: 

ri§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1966 
in Kraft." 


Bonn, den 15. Juni 1966 

Dr. Freiwald 

Berichterstatter Ausschußantrag umseitig 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckeuei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraßc 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/699 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/624 — mit der 
Maßgabe, daß § 3 folgende Fassung erhält: 


«§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1966 
in Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für das Bundesvermögen 


Junghans 

Vorsitzender 


Dr. Freiwald 

Berichterstatter 



